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 Mehr Demokratie e.V. Aktionskreis Freiburg; c/o Ulrich Glaubitz,
 Ricarda-Huch-Straße 11; 79114 Freiburg i.Br.; Tel. & Fax 0761-87890; eMail kontakt@mehr-demokratie-freiburg.de 
TTIP-Kundgebung am 18.04.2015 -  Freiburg Rathausplatz

Liebes Publikum. Erst einmal vielen Dank an attac für die Einladung an Mehr Demokratie zur Beteiligung an dieser Kundgebung gegen TTIP und Co. 


Unser Verband will mehr Demokratie, wie sein Verbandsname schon sagt. Aber nicht unbedingt mehr von dem, was wir eh schon haben, Berufspolitiker, Parlamente, Ämter und Ausschüsse etc.pp. Das alles ist zwar notwendig für die politische Verwaltung des Alltags. Es kann aber nicht der Endpunkt der Demokratieentwicklung sein. Was wir zur Ergänzung der vorhandenen Demokratie brauchen, ist mehr direkte Demokratie, d. h. mehr wirksame Abstimmungsrechte der Bevölkerung in Sachfragen durch Bürgerentscheide und Volksentscheide auf allen politischen Ebenen. 


Dies ist übrigens erfreulicherweise auch die Auffassung des Karlsruher Bundesverfassungsgerichts, das in seinem Lissabon-Urteil vom 30. Juni 2009 die Teilhabe-Maxime so formulierte: „(Zitat) Das Recht der Bürger, in Freiheit und Gleichheit durch Wahlen und Abstimmungen die öffentliche Gewalt personell und sachlich zu bestimmen, ist der elementare Bestandteil des Demokratieprinzips. Der Anspruch auf freie und gleiche Teilhabe 

an der öffentlichen Gewalt ist in der Würde des Menschen  verankert (Art. 1 Abs. 1 GG). 

Er gehört zu den                                 durch Art. 20 Abs. 1 und Abs. 2 GG *  in Verbindung mit Art. 79 Abs. 3 GG **
als unveränderbar festgelegten Grundsätzen des deutschen Verfassungsrechts“ (Zitat Ende). Damit sind die Ewigkeitsparagraphen gemeint, die von niemandem angetastet werden dürfen.

Unser Verband Mehr Demokratie kämpft nun gegen TTIP, weil schon die etablierte Form der heutigen Demokratie von TTIP extrem beschädigt würde. Ich persönlich halte TTIP für den schwerwiegendsten Angriff auf die Demokratie seit der Nazi-Herrschaft. Wir Deutschen müssen ja mit einem Makel in unserer Geschichte leben, weil wir es gegen Ende der Weimarer Republik nicht geschafft haben, die Machtergreifung der Nazis zu verhindern. Schlimmer noch: Es waren unsere parlamentarischen Institutionen, die durch ein Ermächtigungsgesetz dieser totalitären Machtergreifung noch den perfiden Anstrich der Legalität gaben.


In Deutschland ist heute der Widerstand gegen TTIP besonders heftig im Vergleich mit  anderen EU-Ländern. Das macht mir Mut angesichts unserer Vergangenheit. Denn auch heute müssen wir uns gegen TTIP quasi wie gegen ein Ermächtigungsgesetz wehren. TTIP kommt nicht in Uniform und nicht mit Springerstiefeln daher und ist nicht für jedermann als totalitäres Machtstreben erkennbar. Es ist aber auch nicht ratsam, sich auf dem Grundgesetz und seinem Demokratieprinzip auszuruhen, weil das rein formal von TTIP ja wohl unangetastet bleiben soll.


Manche unserer Berufspolitiker kleiden Projekte wie TTIP gern in harmlos klingende Vokabeln wie z.B. „marktkonforme Demokratie“ und sie streichen die sogenannten „Chancen“ heraus, die sich für die Arbeitsplätze ergäben. Das sind in meinen Augen alles Plastikwörter. Schon der Arbeitstitel „Freihandel“ verschleiert, worum es eigentlich geht. Worum es wirklich geht, ist die nachhaltige Ausschaltung von wirksamen demokratischen Gestaltungsmöglichkeiten unserer Gesellschaften durch die Parlamente und den Souverän, sofern diese den Interessen der Wirtschaftsunternehmen widersprechen. 


Zu den  demokratischen Gestaltungsmöglichkeiten gehören wesentlich die Kontrolle der Regierungsinstitutionen und auch die Möglichkeit, einmal getroffene Entscheidungen nötigenfalls zu revidieren. Dazu gehört auch eine unabhängige Justiz der öffentlichen Hand, die den Rechtsstaat zu verteidigen hat, der ja letztlich nichts anderes ist, als geronnene demokratische Politik und sie muß auch die Bürgerrechte jedes einzelnen Gesellschaftsmitglieds verteidigen. Ohne eine funktionierende Gewaltenteilung kann es keine echte und nachhaltige Demokratie geben. Die Grundlage all dieser gesellschaftlichen Prozesse ist nun aber die gute Information der Öffentlichkeit. Ein Bürger, der nichts weiß, kann sich nicht aktiv an der Entwicklung der Gesellschaft beteiligen. 


Wenn nun aber bestimmte Vertreter unserer heutigen Berufspolitik die „marktkonforme Demokratie“ fordern, dann wollen sie damit das genaue Gegenteil. Ein praktisches Beispiel aus unserem eigenen Bundesland möchte ich als Beweis für die These anführen, daß wir in unserem heutigen politischen Alltag vom  unseligen TTIP-Geist längst bedrängt sind. 


Vor vier Jahren waren wir Zeugen einer Live in den Medien übertragenen Schlichtung zu dem Immobilien- und Bahnhofsprojekt „Stuttgart-21“. Das CDU- aber auch attac-Mitglied Heiner Geißler war Versammlungsleiter und Schlichter. In neun direkt übertragenen Sitzungen sollten alle Karten zu dem heiß umstrittenen Projekt auf den Tisch kommen, um so die verhärteten Fronten zu befrieden. Als es am 19. November 2010 in der fünften Sitzung um das Thema Geologie, Ökologie  und Mineralquellen ging, da protestierte die Vertreterin des BUND, Brigitte Dahlbender, erfolglos übrigens, gegen fehlende Informationen. Die Bahn AG habe die entsprechenden Fachgutachten nicht zur Verfügung gestellt. Dem widersprach der Vertreter der Bahn AG Volker Kefer und sagte, alle diese Gutachten lägen in den Bahn-Büros in Frankfurt zur Einsicht bereit. Diese Anekdote ging als „Frankfurter Geheimkammer“ in die Geschichte ein. Die Gutachten lagen in Frankfurt, aber wohlgemerkt nicht auf den Tischen der Schlichtungsteilnehmer in Stuttgart. Und der absolute Hammer war, daß den Projektgegnern bei Androhung einer Strafe in Höhe von 500.000 EURO verboten war, irgendwelche Erkenntnisse dieses Aktenstudiums in die Öffentlichkeit zu tragen
. Begründung: Betriebsgeheimnis und Verschlechterung der Marktchancen im Falle der Veröffentlichung. Wohlgemerkt: Es ging bei diesen Gutachten um die Gemeinwohl-Frage der Sicherheit der Stuttgarter Mineralquellen. Das ist in Europa nach Budapest immerhin das zweitgrößte Mineralquellengebiet.


Wir sehen an diesem Beispiel, wie der Geist von TTIP funktioniert: Oberste Priorität hat der Markt mit seinen Erfordernissen. Dem hat sich die Politik zu beugen. Und auch: Eine öffentliche Debatte mit demokratischem Ringen um das überzeugendste Argument findet nicht statt. Bis zum Schlußdokument wird jetzt auch bei TTIP im Geheimen verhandelt. Das soll dann von den Gremien abgenickt werden. 


Liebes Publikum: Ich denke, wir dürfen uns dem Diktat des Marktes nicht beugen. Wir dürfen es nicht zulassen, daß immer mehr Bereiche unserer Gesellschaft, auch das Bildungswesen, auch die Kultur, von Betriebswirtschaftlern  rein ökonomisch bestimmt werden.


Mit den Privatisierungen haben wir Bürger in den letzten 20 Jahren so unsere Erfahrungen gemacht. Generell sind die Verheißungen zu herben Enttäuschungen geworden. Viele Kommunen ziehen ihre Konsequenzen daraus und bemühen sich, gegen heftigen Widerstand wichtige Dienstleistungsbereiche der Daseinsvorsorge wie z.B. die Wasserversorgung oder die Netze für die Versorgung mit elektrischer Energie zurückzuerwerben. Das muß man unterstützen.


Mit TTIP allerdings, das müssen wir klar sehen, liebes Publikum, sollen nicht nur Wirtschaftsbereiche privatisiert werden sondern die wichtigsten Entscheidungsbereiche der demokratischen Politik. Das Neue dabei ist, daß diese Privatisierung mit TTIP unwiderruflich zementiert werden soll. Und zwar nicht immer offen durch Änderung von Gesetzen sondern indirekt durch Androhung des Ruins bei nicht wohlgefälligem Anheben von Standards z.B. im Gesundheitsbereich oder Umweltschutz. Wir kennen das längst im Umfeld der vielen schon bestehenden Freihandelsabkommen. Mexiko, Venezuela, Kanada, Ecuador, Australien können ein Lied davon singen
. 


Das dürfen wir uns nicht gefallen lassen, liebe Freunde. Das werden wir nicht hinnehmen.  Dagegen werden wir demokratischen Widerstand leisten bis das Projekt gekippt ist. 


Vielen Dank!














*	(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat. (2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.


*	*	(3) Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des Bundes in Länder, die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung oder die in den Artikeln � HYPERLINK "http://dejure.org/gesetze/GG/1.html"��1� und � HYPERLINK "http://dejure.org/gesetze/GG/20.html"��20�niedergelegten Grundsätze berührt werden, ist unzulässig.


�	http://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.fuenfte-schlichtungsrunde-streit-um-geheime-bauunterlagen.89ea90ad-3748-46ba-a736-eefd41d8e126.html


�	http://de.wikipedia.org/wiki/Investor-state_dispute_settlement#Beispiele_f.C3.BCr_Investitionsschiedsverfahren
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